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Darlehen nicht erhält, eine Wohnung nicht anmieten 
kann oder im Versandhandel nicht auf Rechnung bestel-
len kann.

Auch auf die Konsequenzen im gegenwärtigen euro-
päischen Diskussionsprozess hat Frau Künast hingewie-
sen. Ich möchte auf die Staatssekretärin im Bundes-
ministerium des Innern, Frau Rogall-Grothe, verweisen, 
die gesagt hat:

Wir haben in Deutschland für das Kreditscoring 
sehr viel speziellere Regelungen, als sie derzeit in 
der EU diskutiert werden. Das neue EU-Recht wird 
aber das deutsche Recht ersetzen. Daher müssen 
wir darauf achten, dass wir unser bisheriges Daten-
schutzniveau erhalten.

Auch dem ist nichts hinzuzufügen.

(Beifall bei Abgeordneten der LINKEN)

Langer Rede kurzer Sinn – diese Studie bestätigt: Der 
Gesetzentwurf von Bündnis 90/Die Grünen geht in die 
richtige Richtung. Wir brauchen ein Verbot von Perso-
nenprofilen. Auskunftsverfahren, die nicht auf relevante 
individuelle und zweckgebundene Daten setzen, sondern 
Aussagen allein aufgrund statistischer Daten, Wahr-
scheinlichkeiten oder diskriminierender Daten errech-
nen, müssen unterbleiben. Wir brauchen Regelungen, 
die die Auskunfteien dazu verpflichten, endlich für 
Transparenz zu sorgen. Der Verbraucher hat ein Recht 
darauf, bei einer Selbstauskunft mehr zu erfahren als den 
tagesaktuellen Score. Die Auskunfteien müssen Rechen-
schaft ablegen, welche Faktoren den Score wie beein-
flussen und an wen welcher Score weitergegeben wird.
Das betrifft sowohl die Einzeldaten als auch die Berech-
nungsformeln als auch die konkreten Werte. Wir wollen, 
dass auf Geoscoring verzichtet wird. Wir wollen, dass 
auf die sogenannte Schufa-Auskunft verzichtet wird.

In diesem Sinne müssten wir uns alle, wenn wir die 
Ergebnisse dieser Studie ernst nehmen, verpflichtet füh-
len, politisch zu handeln.

Vielen Dank.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Claudia Roth:
Vielen Dank, Harald Petzold. – Der nächste Redner in 

der Debatte ist Gerold Reichenbach für die SPD.

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Marian 
Wendt [CDU/CSU])

Gerold Reichenbach (SPD):
Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Werte Kolleginnen 

und Kollegen! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Ich glaube, am Ende ist es, außer vielleicht bei der 
Linkspartei, unumstritten, dass wir so etwas wie Scoring 
brauchen, eine Vorhersage – Kollege Mayer hat es aus-
geführt – für diejenigen, die Waren oder Dienstleistun-
gen auf dem Markt anbieten, der sie entnehmen können, 
ob denn der Kunde überhaupt solvent ist.
Scoring gab es schon immer. Ich darf aus dem hessi-
schen Datterich zitieren: „Lisettche, kannst Du für mich 
anschreibe?“ – „Nee, für dich net.“ – Das war sozusagen 
ein Scoring, das früher stattfand. Nun haben wir heute 
nicht mehr solche direkten Beziehungen, weil wir vieles 
über das Internet und anderweitig abwickeln. Auch bei 
Kreditverträgen ist es ja sinnvoll, dass der jeweilige Ge-
schäftspartner einem nicht sofort persönlich etwas vor-
schreibt.

Allerdings – das kennen wir auch; ich glaube, das er-
leben wie ich die meisten auch in ihren Wahlkreisbüros 
oder in den Bundestagsbüros – werden immer wieder 
Fälle bekannt, wonach etwa jemandem – Sie haben es 
geschildert – ein Handyvertrag verwehrt wurde, nur weil 
er beispielsweise in einem bestimmten Gebiet wohnt. 
Meiner eigenen Mitarbeiterin aus Neukölln ist das ein-
mal passiert: Ihr teilte ein Versandhandel mit, sie könne 
nicht auf Rechnung, sondern nur gegen Vorkasse oder 
per Nachname bestellen, weil ihre Anschrift eine be-
stimmte Postleitzahl beinhaltete. Da muss man, glaube 
ich, etwas tun.

Das Bundesministerium der Justiz hat deshalb nach 
der Änderung im Bundesdatenschutzgesetz 2009 eine 
Studie in Auftrag gegeben und dieses evaluiert. Auch 
der Staatssekretär hat darauf hingewiesen: Natürlich gibt 
es die eine oder andere Stelle, bei der wir über be-
stimmte Probleme nachdenken müssen. Aber das betrifft 
nicht nur einen Punkt, sondern eine breite Palette an 
Punkten. Aber einfach so wie Sie, Frau Künast, zu sa-
gen: „Da ist ein Problem. Supi! Wir Grünen haben dafür 
sofort eine Lösung“, funktioniert nicht,

(Renate Künast [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Supi? Wir diskutieren darüber schon 
seit fünf Jahren!)

insbesondere dann nicht, Frau Künast, wenn die Lösung 
gleich neue Probleme produziert.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
CDU/CSU)

Es ist richtig, dass das Recht auf Auskunft bislang 
von relativ wenigen wahrgenommen wird. Eigentlich 
gilt ja der Rechtsgrundsatz: Wenn jemand Rechteinhaber 
ist, in diesem Fall ein Auskunftsrecht hat, dann hat er 
sich zunächst einmal selbst um die Wahrnehmung dieses 
Rechts zu kümmern. Das ist aber bei den Auskunfteien 
nicht so einfach. Schließlich weiß ich nicht, wer alles 
meine Daten hat und wer welche Daten an wen weiterge-
geben hat.

(Dr. André Hahn [DIE LINKE]: Richtig!)

Jedenfalls muss ich mich aktiv an diese Stellen wenden; 
das ist richtig. Die Statistik zeigt auch: Ein Großteil der 
Betroffenen – das geht aus der Auswertung der Studie 
hervor – wünscht sich eine eher aktive Rolle derjenigen, 
die ihre Daten haben.

Schauen wir uns einmal das Verhältnis an: Die Zahl 
derjenigen, die Daten über Dritte abfragen, die also von 
den Auskunfteien wissen wollen: „Ist derjenige, mit dem 
ich ein Geschäftsverhältnis eingehen möchte, solvent 
und zahlungswillig?“, ist sehr viel höher als die Zahl 
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derjenigen – sie liegt noch nicht einmal bei 5 Prozent –, 
die von den Auskunfteien gerne wissen möchten: „Wel-
che Werte habt ihr von mir?“. Dieses Wissen wäre ja die 
Voraussetzung dafür, gegebenenfalls den einen oder an-
deren Wert – auch das kommt vor –, der falsch ist, korri-
gieren zu lassen. Das zeigen die Berichte der Ombuds-
leute, die in diesem Bereich tätig sind, etwa bei der 
Schufa, oder auch die Studie selbst.

Dann kommen die Grünen mit einem Vorschlag um 
die Ecke, der übrigens gar nicht neu ist, Frau Künast.

(Renate Künast [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Da sehen Sie: Der ist schon lange 
durchdacht! Sie haben gerade gesagt, er sei 
ganz neu!)

– Frau Künast, immer erst einmal zuhören. Danach kön-
nen Sie dazwischenrufen. Das würde dazu führen, dass 
der Zwischenruf nicht so danebengeht wie der gerade 
von Ihnen gemachte.

(Beifall des Abg. Mahmut Özdemir [Duis-
burg] [SPD] – Renate Künast [BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN]: Ist der Vorschlag jetzt alt 
oder neu?)

Wir haben damals in der Enquete-Kommission „Inter-
net und digitale Gesellschaft“ die Idee, die Sie verfolgen, 
nämlich sich direkt informieren zu lassen – damals lief 
das unter dem Stichwort „Datenbrief“ –, breit diskutiert. 
Wenn Sie sich den Bericht der Enquete ansehen – er ist 
nicht nur für die letzte Legislaturperiode geschrieben 
worden –, dann werden Sie feststellen, dass darin die kri-
tische Betrachtung überwiegt, und zwar mit Recht. Sie 
produzieren dadurch nämlich neue Probleme, egal wel-
che Ihrer Lösungen man betrachtet.

Das erste Problem ergibt sich mit der von Ihnen vor-
geschlagenen Internetlösung, gemäß der man den Be-
troffenen nur einmal mitteilen müsste, dass sie ihre Da-
ten demnächst im Internet abrufen können. Zunächst 
einmal fragen fast ein Drittel auf dem schriftlich-postali-
schen Weg nach; das zeigt zum Beispiel der Bericht der 
Schufa. Aber auch wenn wir Ihre Internetlösung näh-
men, gäbe es ein Problem: Wir produzieren damit näm-
lich eine neue Zusammenführung von Daten. Und Da-
tenpools – wir erleben es gerade beim Bundestag – 
ziehen natürlich das große Interesse krimineller Organi-
sationen auf sich,

(Renate Künast [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Wollen Sie jetzt die Auskunfteien ab-
schaffen, damit es keine Datensammlungen 
gibt?)

die gerne an Daten herankommen würden, an die sie gar 
nicht herankommen dürfen.

(Renate Künast [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Die Kunden haben doch nicht mit Da-
tensammeln angefangen!)

– Hören Sie doch endlich einmal zu.

(Renate Künast [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Ich höre doch die ganze Zeit zu! Ich bin 
die Einzige, die zuhört!)
Wenn Sie nicht zuhören wollen, dann lesen Sie sich an-
schließend noch einmal den Teil aus dem Bericht der En-
quete-Kommission durch. Das sind nur zehn Seiten. Das 
ist nicht so viel.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
CDU/CSU – Zurufe vom BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN)

Das zweite Problem, das sich aus Ihren Vorschlägen 
ergeben würde, ist: Wenn schriftlich zugestellt würde, 
müsste immer regelmäßig sichergestellt werden, dass die 
postalische Zustellung der sensiblen Daten, die von einer 
Auskunftei oder von anderen stammen, auch den Daten-
inhaber erreicht,

(Beifall bei der SPD)

sonst organisieren Sie nämlich Datenbruch und Daten-
schutzverletzung per systematisch eingebautem Fehler. 
Wir wissen doch: Die Grünen werden die Ersten sein, 
die sagen: Bei der heutigen Post wie auch bei anderen 
Postzustellungsunternehmen kann man die Fiktionalität 
der richtigen Zustellung gar nicht mehr annehmen. Wann 
gilt denn das Argument?

(Beifall bei der SPD)

Dann, wenn Sie etwas auf dem Postweg machen wollen, 
ist es plötzlich kein Argument mehr.

(Marian Wendt [CDU/CSU]: Wie im 19. Jahr-
hundert!)

Das heißt, Sie produzieren neue Datenprobleme.

(Renate Künast [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Vorratsdatenspeicherung! Wer hat uns 
verraten? Sozialdemokraten!)

Sie produzieren unter Umständen auch neue Probleme 
im Datenschutz für die Betroffenen, wenn die Schufa-
Auskunft mit den entsprechenden Daten dann nicht mehr 
im richtigen Stockwerk ankommt, sondern eines tiefer.

(Beifall bei der SPD)

Ein dritter Punkt – jetzt wird es abstrus, mit Verlaub –:
Ein Großteil dessen, was wir hier verhandeln – Herr 
Kollege Mayer und die anderen haben doch recht –, wird 
in der Datenschutz-Grundverordnung behandelt werden.

(Renate Künast [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Stimmt nicht!)

Der Rat will jetzt im Juni zum Abschluss kommen. Dann 
gehen wir in den Trilog. Was ist denn das für ein Selbst-
verständnis von Parlamentariern, wenn man hier eine 
Gesetzesänderung machen will, von der wir genau wis-
sen, dass sie gar nicht so lange Bestand haben wird,

(Renate Künast [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Doch, als nationales Recht!)

nur um zu signalisieren: „Bitte verhandelt doch im Sinne 
des Gesetzes, das wir hier haben“? – Das ist doch schon 
fast Slapstick, Frau Künast. Das hat mit einem ordentli-
chen parlamentarischen Verfahren nichts zu tun.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU – 
Renate Künast [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
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NEN]: Nehmen Sie sich doch einmal als Ab-
geordneter ernst und stellen sich nicht hin wie 
ein Weichei! Sozialdemokraten kann man auch 
in der Pfeife rauchen!)

Wir werden uns der Problematik nicht verweigern. 
Aber eine Lösung, auch wenn Sie sie noch so lautstark 
anpreisen, die mehr Probleme aufwirft als löst, werden 
wir so garantiert nicht akzeptieren.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU – Renate Künast [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Sie machen ja nichts 
beim Datenschutz! Sie sind selbst zu feige, 
Snowden zu holen! – Gegenruf der Abg. Ulli 
Nissen [SPD]: Wer schreit, hat Unrecht!)

Vizepräsidentin Claudia Roth:
Vielen Dank, Herr Kollege Reichenbach. – Wir haben 

uns hier erkundigt. Sie haben Stirnrunzeln ausgelöst mit 
Ihrem hessischen Zitat aus dem Datterich. Ich möchte 
die Kollegen darüber aufklären: Es handelt sich um eine 
Lokalposse von Ernst Elias Niebergall, der vor 200 Jah-
ren geboren worden ist.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD – Renate 
Künast [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Oh, 
wie schön! Herzlichen Glückwunsch!)

Gerold Reichenbach (SPD):
Darf ich eine Kurzintervention machen?

Vizepräsidentin Claudia Roth:
Ja, Sie dürfen eine Kurzintervention machen.

Gerold Reichenbach (SPD):
Was Sie sagten, werte Frau Präsidentin, ist völlig rich-

tig. In der Kurzintervention möchte ich das noch ergän-
zen: Der Datterich ist dadurch bekannt geworden, dass 
in ihm viele kluge Sätze stehen, zum Beispiel der poli-
tisch sehr kluge Satz: Wir werden es zwar nimmer erle-
ben, aber Sie werden sehen. – Mit anderen Worten: Wir 
werden es zwar nicht mehr erleben, aber Sie werden se-
hen.

Vizepräsidentin Claudia Roth:
Vielen herzlichen Dank. – Es gehört auch dazu: Wenn 

wir kurz vor Pfingsten stehen, kann ein bisschen Geist 
nicht schaden.

Marian Wendt ist der nächste Redner in der Debatte 
für die CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Marian Wendt (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und 

Herren! Wir debattieren hier heute Kosmetik. Wir debat-
tieren Kosmetik; denn mit der aktuellen Regelung im 
Bundesdatenschutzgesetz besteht heute bereits ein euro-
paweit einzigartig hohes Niveau beim deutschen Daten-
schutz. Weiterhin wird das Bundesdatenschutzgesetz 
nach Abschluss der Verhandlungen im Europäischen Rat 
am 30. Juni und dem darauffolgenden Trilog durch die 
Datenschutz-Grundverordnung hinfällig werden; es wird 
abgelöst. Die Änderungen, die der Bundestag jetzt vor-
nehmen soll, lassen sich also mit Recht als Kosmetik be-
zeichnen; denn sie hätten eine überaus kurze Halbwerts-
zeit und würden nicht zu einem verbesserten 
Datenschutzniveau in Deutschland führen.

(Beifall bei der CDU/CSU – Renate Künast 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Das stimmt 
doch gar nicht!)

Die Forderung, Gewichtung und Verfahren zur Be-
stimmung von Scoring-Werten offenzulegen, ist hanebü-
chen. Demnächst verlangen die Grünen wahrscheinlich 
auch die Herausgabe der Rezepte von Cola und Pepsi.

(Ulli Nissen [SPD]: Das wäre doch gut!)

Dass diese gerade die Geschäftsgrundlage von Auskunf-
teien sind, ignorieren Sie dabei.

Ihre grundsätzliche Forderung, dass es sich bei 
Scoring-Werten nicht um willkürliche Werte handeln 
darf, ist jedenfalls längst erfüllt. Es stellt sich sowieso 
die Frage, warum denn überhaupt eine Bank oder eine 
Firma Dienstleistungen einer Auskunftei in Anspruch 
nehmen würde, wenn es sich bei den Ergebnissen um 
willkürliche Werte handeln würde.

Der bürokratische Wust – das haben die Kollegen be-
reits erwähnt –, den der von Ihnen vorgesehene Informa-
tionszwang mit sich brächte, ist schwer abzuschätzen. 
Allein in den Datenbanken der Schufa sind 66,5 Millio-
nen natürliche Personen verzeichnet. Diese Massen 
rechtssicher über Scores und vorgehaltene Daten zu in-
formieren, erhöht die ohnehin massiven Bürokratiekos-
ten, von den Zustellungserfordernissen ganz zu schwei-
gen. Vor allen Dingen innovative junge Unternehmen 
haben es dadurch noch schwerer, in den Markt einzutre-
ten. Das schadet dem Wettbewerb. Wir wollen eigentlich 
nicht nur Politik für die Großen machen, sondern vor al-
len Dingen auch für junge Start-ups, die diese Daten ein-
fach nutzen können.

Auch Ihre Forderung nach dem Verbot der Benutzung 
sogenannter nicht bonitätsrelevanter Daten geht an der 
Realität vorbei. Es ist nicht klar, welchen Anreiz Aus-
kunfteien überhaupt haben sollten, irrelevante Daten bei 
der Bonitätsprüfung zu verwenden. Irrelevante Daten 
verschlechtern das Produkt, das Auskunfteien verkaufen, 
nämlich die Aussage über die Bonität eines Kunden. 
Eine weitere regulatorische Einengung des Scorings 
macht also die Beurteilung eher schlechter und nicht 
besser. Das ist für die Menschen eine negative Entwick-
lung; denn von einer fairen Beurteilung der Kreditwür-
digkeit hängt eine Menge ab. Aus informationswirt-
schaftlicher Sicht ist heute unbekannt, welche Daten 
morgen bonitätsrelevant sein könnten. Daher ist auch 
das Verbot der Erfassung vermeintlicher nicht bonitäts-
relevanter Daten nachteilig.

Grundsätzlich ist hier einmal festzuhalten: Scoring-
Unternehmen sind keine windigen Datenkraken. Sie er-
füllen eine Schlüsselfunktion, indem sie ihre Einschät-
zung als Dienstleistung anbieten und somit ermöglichen, 


